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I. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Hr. 1/71 

ist durch einen grauen Farbstreifen eindeutig gekennzeichnet. 
Der Bebauungsplan wird etwa begrenzt durch die erückstrafie, 
das östliche Ruhrufer (Hardenberoufer). die Stra3e es-
kämpchen", die Forstmannstraße und die Propsteistraße. Vom 
Verfahren ausgenommen bleiben jedoch die Grundstücke Forst- 
mannstraße Nr. 1 bis 21 und 27 bis 69 sowie Dückerstraße 
Nr. 21 und Ludgerusstraße Nr. 9. 

11. Städtebauliche Situation und Planinhalt 

@ 
1. Allgemeines 

Das Planungsrecht im Geltungsbereich wird z.Zt. bestimmt 
durch die Bebauungspläne Nr. 147 'Werden-Altstadt" und 
Nr. 1/66 "Werden-Altstadt-Nord" und ihren Knderungen für 
Teilbereiche aus den Jahren 1964 - 1971. Bisher von einem 
Bebauungsplan nicht erfaßt ist der Teilbereich des Sanierungs- 
gebietes Werden zwischen Propsteistraße - Brilckstraße -
Eiergasse - ~eckstraße bis einschließlich evgl. Kirche und 
Dudenstraße bis zum Grundstück der ehemaligen Luziusschule. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 147 "Werden-Altstadt" 
war im wesentlichen erforderlich ftir den Ausbau der B 224 
in ihrem heutigen Verlauf. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Rr. 1/66 "Werden-Altstadt-Nord" war u.a. begründet in der 
Notwendigkeit, die hier gelegenen alten Schulen zu modernisieroa 
bzw. gänzlich neu zu errichten. U.a. sollte auch die Brehm- 
straße (heute Joseph-3reuer-Straße) für die Errichtunc der 
Badeanstalt und der Turnhalle verlegt werden. Die in diesen 
Bebauungsplänen gesteckten Ziele sind im wesentlichen erreicht. 

Nach der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes ist nach 
§ 10 StBauFG die Aufstellung von Sanierungsbebauungsplanen 
erforderlich. Wesentliches Ziel dieser Bebauungspläne ist die 
Absicht, die historische Eigenart des alten Ortskernes zu 
bewahren. 



Zur Elärunq der städtebaulichen Zusamnenhänae ist zunächst 

ein Gesamtkonzept erarbeitet worden. Dazu gehörte auch die 

Untersuchung der Verkehrssituation. Nach der Fertigstellun~ 

der Ortsdurchfahrt B 224 mit der neuen Ruhrbrücke gem. 

B-Plan ttr. 147 war für den Ziel- und Quellverkehr. der 314 
des Verkehrs Werdens ausmacht, ein ausreichender Verkehrsk!eg 

gefunden. Die Möglichkeit einer weiträumigen Ortsunfahrung 

ist nur großräumig z u  lösen im Rahmen der Autobahn~lanunoen. 


Alternative Führungen im Ortskern selbst hätten nur eine 

weitere Zäsur und hohe Verluste weitgehend historischer 

Bausubstanz zur Folge. S i e  wurden dennoch untersucht und in 

einem Optimierungsverfahren gegeneinander abgewogen. Dabei 

wurde deutlich, d a ß  bei Berücksichtigung verkehrlicher, 

wirtschaftlicher und zeitlicher Faktoren die erreichbar? 

Effektivität neuer Trassen im Ortskern den Nachteil des 

unvermeidlichen Verlustes an Bausubstanz nicht aufwiegen 

könnte. Auf dieser Erkenntnis basierend wurde keine alternative 

Führung der B 2 2 4  im Ortskern mehr verfolgt und die heutige 

Verkehrskonzeption den weiteren städtebaulichen Planungen 

zugrunde gelegt. 


Die erste Darstellung des Gesamtkonzeptes entsprach verkehrlich 
daher bis auf eine neue Verbindung Viehauser BergIJoseph- 
Breuer-Straße weitgehend dem vorhandenen Straßennetz. Sie 
wurde am 12.12.74 dem Bauausschuß und am 22.01.75 Vertretern 
des Bürgerausschusses Werden vorgestellt. Auf der Grundlage 
dieses Entwurfes wurde ein detaillierter städtebaulicher 
Rahmenplan erarbeitet, der wiederholt dem BGrgerausschuß Uerden 
und in der Folge der Bezirksvertretung Werden/Kettwig/Bredensy, 
dem Sanierungsbeirat Werden sowie der Öffentlichkeit vorgestellt 
wurde. Eine Zusammenstellung der Daten erfolgt auf Seite 63-68. 

Die bei diesen Veranstaltungen in teilweise engagierten 

Diskussionen vorgetragenen Bedenken und Anregungen zum Plan- 

inhalt, insbesondere gegen die 0.a. neue Straßenverbindung. 

konnten bei der Überarbeitung des Rahmenplanes in vielen Fällen 

berücksichtigt werden. Dieser Fassung des städtebaulichen 




Rahmenplanes stimmten der ~anierungsbeirat Herden am 09.03.75 
und die Bezirksvertretung Werden/Kettwig/Bredeney am 30.03.76 
zu. Dieser Rahmenplan wurde der Searbeitung der Bebauungspläne 
zugrunde gelegt. 

Der vorliegende Bebauungsplan "Werden-Altstadt-Nord" deckt 

den nördlichen Bereich des Sanierungsgebietes bis zur Brück- 

straße ab. FGr den südlichen Bereich wird ein eigenes Verfahren 

anschließend durchgeführt. 


Die grundsätzlichen verkehrlichen Xußerungen wie Ungehungs- 
stra3e für Uerden. Fußgängerzone für die Brückstraße, Zwei- 
richtungsverkehr in der Abteistraße, Verkehrsbelastung des 
Ortskernes durch die periphere Bebauung, Fehlen von verkehr- 
lichen Varianten, Ableitung des Verkehrs aus den östlichen 
Neubaugebieten über den "Weinberg" sowie Einbahnstraßenregelunq 
für den "Viehauser Berg" haben nicht zu speziellen Festsetzunoen 
in diesem Bebauungsplan geführt. Einmal handelt es sich um 
verkehrsregulierende 1-laßnahmen, zum anderen um Auswirkungen. 
die durch den Bau der-B 224 n (Ortsumgehung Velbert), der A 44 

(Verbindung der Ortsumgehung Velbert mit der B 227  in Kupfer- 
dreh) und der B 2 2 7  (Kupferdreh-Ruhrallee) den unerwünschten 
~urch~an&verkehr von Werden fernhalten könnten. Durch das 
Fehlen von Festsetzungen für zusätzliche Verkehrsflächen für 
den motorisierten Verkehr muß sich die Verkehrsregulierung und 
-führung auf den derzeitigen Verkehrsflächen abspielen. Das 
gilt insbesondere für den Ziel- und quellverkehr. 

Das Verkehrskonzept geht heute davon aus, daß die Aufgabe 
der großräumigen Umgehung nach Fortfall der A 31 sich auf die 
verbliebenen fiauptverkehrsstraßen und Autobahnen sowie aaf die 
"Umgehung Yelbert" verlagern wird und so zur Entlastung von 
Herden beitragen wird. 

Dar Ausbau des Schuirweges ist in der Planung auf ßegradiguno 

etlicher Kurven wie auch Erneuerung der Fahrbahn nit EinSe- 

Ziehung der Radwegeplanung beschränkt worden. 




Die Sperrung der Brückstraße für den Fahrverkehr und daraiis 

resultierend die Einrichtung einer Fußgängerzone, kann zum 

jetzigen Zeitpunkt planungsrechtlich nicht iestgesetzt werden. 

Zunächst müssen die 0.a. beschriebenen überörtlichen Straßen- 

baumaßnahmen abgeschlossen sein und die daraus resultierenden 

Auswirkungen auf den Ortskern Werden untersucht werden. Eie 

Bündelung des Verkehrs zum jetzigen Zeitpunkt auf der Abtei- 

Straße würde die Abwägung der Interessen der Bewohner in der 

Brückstraße und der Abteistraße erheblich verletzen. 


Beue Srkenntnisse hinsichtlich der ilaßstäbe des Lärm- und 

Innissionsschutzns werden erst nach Inhrafttreten des Lärr- 

schutzgesetzes wirksm. 


Im Rahmen der Bürgeranhörung gem. § 2a BBauG wurden Fragen 
z u  Verkehrsproblemen vorgebracht. Diese Äußerungen wurden 
im Rahmen des Auslegungsbeschlusses dem Ausschuß für 

Stadtentwicklung und Stadtplanung, der Bezirksvertretung und 

dem Rat der Stadt vorgetragen. so d a ß  von einer Nichtbergck- 

sichtigung des Belanges "Verkehr' nicht gesprochen werden 

kann. Im übrigen ist die Verkehrskonzeption, nämlich die 

weiträumige Ortsumfahrung und der Verzicht auf zusätzliche 

Verkehrsflächen für den motorisierten Verkehr in Ortskern, 

eine der Grundlagen für den Sanierungsbebauungsplan. 


Die im Rahmen der Offenlag'en vorgebrachten Anregungen bezüglich 

der Uerkehrsregulierung (Beschilderung, Queraufteilung von 

Straßen, Parkuhren etc.) und Gestaltung des Ortsbildes 

(Fassadengestaltung, Yerkehrsgrün etc.) sind in dieser Begrün- 

dung zusammengeiaßt und sollen im Zuge der Realisierung des 

Bebauungsplanes zwischen d e r  Bezirksvertretung und der 

Verwaltung beraten werden. 


In Ortskern selbst ist i n z ~ i s c h e n  d i e  Fußgängerzone GraienstraBe: 

Hufergasse errichtet worden und für den allgemeinen Fahrverkehr 

gesperrt. Die weiteren verkehrlichen Maßnahmen sind gekenn- 

zeichnet durch die Tendenz, keine neuen Flachen für den 

Fahrverkehr zur Verfügung z u  stellen. Ein System von verkehrs- 

lenkenden t4aßnahnen und die Konzentration des ruhenden Verkehrs 

auf wenige Stellen sollen die für den Ortskern nötige Eeruhigcno 

bringen. Die Belieferung der in der Fußgängerzone liegenden 
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öffentlicher ruhender Verkehr 
............................. 

Die nach Erfahrungswerten ermittelte Zahl von 

1.900 EP : 3 = 633 EP deckt sich mit der 
Berechnung aus dem Generalverkehrsplan, so daß 


von einem Bedarf von 630 EP 

auszugehen ist. 


Der Gesaintbedarf an Einstellplätzen im 

Sanierungsgebiet beträgt somit ca. 


Nachweis 


Privater ruhender Verkehr 
......................... 

Hier ist davon auszugehen, daß die durch Neubebauungen aus- 
gelösten Stellplatzverpflichtungen auf den eigenen GrundstLicken 
erfiillt worden sind bzw. noch erfüllt werden. In 47 Fällen ist 
von der Ablösung der Stellplatzverpflichtung durch Gel.dbetrag 
Gebrauch gemacht worden ( §  6 4  Abs. 7 Bau0 N;J). Im Bereich der 
Satzung nach § 6 4  Abs. 6 Bau0 HW fallen Ca. 220 EP an, die 
dort nicht errichtet werden sollen und daher zusannen mit den 
abgelösten Stellplätzen von der öffentlichen Hand am Rande des 
Satzungsgebietes zu errichten sind. Ein Nachweis Gber den' Fehl- 
bedarf bei der Altbebauung läßt sich im Rahnen dieses Debau- 
ungsplanverfahrens im Detail nicht erbringen. Jedoch ist davon 
auszugehen, daß ein Fehlbedarf besteht. 

Öffentlicher ruhender Verkehr 
............................. 

In Sanierungsgebiet ist der offentliche ruhende 'verkehr gez9hlt 
worden. Die ZZhlung ergab ein Angebot von 704 EP. Einzelheiten 
können der beigefügten Anlage' 2 dieser Begründung entnonnen 
werden. Dieses bestehende Angebot von 704 EP wird durch 
Planungen an der "Rittergasse" um 95 EP. im Bereich des 
"Kastcllplatzes" um 40 EP, südl.ich des Gymnasiums um 12 LP und 
im Eereich GrafenstraSe/Fuß~ängerzoneum 12 EP reduziert auf 
545 EP. Hinzu komnen durch den Bau des geplanten Parkhauses 
"Rittergasse" 280 EP. Für dieses Parkhaus liegt ein Bebauungs- 
plan im Verfahren vor. Allerdings sind Modifizierungen 
notwendig, bevor der Plan rechtsverbindlich wird. Außerden 
erweitert sich das Parkplatzangebot durch den Bau der Parh- 
Palette an der Joseph-Breuer-Straße um weitere ca. 70 EP, so 
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daß i m  Endzus tand  ca. 835 E P  f ü r  den ö f f e n t l i c h e n  ruhenden 

Verkehr  z u r  Ver fügung s tehen  werden. Dem s t e h t  e i n  Beda r f  von 

ca. 633 EP gegenüber.  

Zu dem l e t z t g e n a n n t e n  B e d a r f  von Ca. 6 3 3  EP kommen noch d i e  
S t e l l p l ä t z e  aus  dem 8 e r e i c h  d e r  Sa tzung  nach 5 64 Abs. 6 BauO N I  

und d i e  b e r e i t s  du rch  G e l d b e t r a g  a b g e l ö s t e n  S t e l l p l ä t z e  ( §  64 

Abs. 7 BauO NU) h inzu .  D i e  nach § 64 Abs. 6 BauO NW du rch  d i e  

ö f f e n t l i c h e  Hand zu  e r r i c h t e n d e n  P a r k p l ä t z e  g l i e d e r n  s i c b  

i n  Ca. 100 EP aus Ca .  100 ;.JE i r n  S a t z u n g s b e r e i c h  und Ca. 120 E ?  
aus  Ca. 50 Geschä f ten  i m  s e l b e n  B e r e i c h ,  so da3 s i c h  d e r  

B e d a r f  a u f  Ca. 900 EP i m  S a n i e r u n g s g e b i e t  e r h ö h t .  Den s t e h t  
dann e i n  Angebot  von ca. 895 EP gegenüber.  Daraus e r g i b t  s i c h  

e i n  r e c h n e r i s c h e r  G l e i c h s t a n d  i m  B e r e i c h  des ö f f e n t l i c h e n  

ruhenden Ve rkeh rs .  Be i  e i n e r  Größe des  S a n i e r u n g s g e b i e t e s  von  
ca. 22  ha  und  d e r  s t ä d t e b a u l i c h e n  S i t u a t i o n  i n  Werden i s t  

d i e s e s  Angebot  o p t i m a l ,  so daß d i e  Be lange  des ruhenden Verkehrs  
a l s  b e r ü c k s i c h t i g t  angesehen werden können. 

F e s t s e t z u n g e n  i n  Bebauungsplan und e i n e  b e g l e i t e n d e  G e s t a l t u n g s -  

Satzung werden d i e  neue Bebauung an Kaßs tab  und  Form d e r  a l t e n  

Häuser b i n d e n  und d i e  p l a n u n g s r e c h t l i c h e n  Vorausse tzungen f ü r  

den  E r h a l t  d e r  schu tzenswer ten  Bausubs tanz  b i l d e n .  

Dabei  werden besonders  gekennze i chne t :  

1. 	 d i e  It. L i s t e  des L a n d e s k o n s e r v a t o r s  vom 20.02.73 und 

aus d e r  S i c h t  d e r  S t a d t  Essen z u  e r h a l t e n d e n  Gebäude und 


2. 	 d i e  Gebäude, d i e  z u r  D u r c h f ü h r u n g  d e r  San ie rung  und z u r  

En i ke rnung  des I n n e r e n  d e r  Baub löcke  abgebrochen werden 

müssen ( 5  10  Abs. 1 StSauFG). 


DurcS i i o d e r n i s i e r u n g  und m a 3 v o l l e n  tieubau s o l l  das i'rngebst an 

Hohnungen i m  O r t s k e r n  v e r b e s s e r t  werden. F ü r  den Bau von 

;:ohnungen f ü r  ä l t e r e  Bü rge r  und S t u d e n t e n  s i n d  i n  3ebauun?s-

p l a n b e r e i c h  F l ä c h e n  ausgewiesen. 

Zur  Verbesserung d e r  L e i s t u n g s f ä h i g k e i t  von E i n z e l h a n d e l s -

g e s c h ä f t e n ,  Geschä f ten  und H a n d w e r k s b e t r i e b e n  und z u r  INot i -
v a t i o n  von  Neuans ied lungen s o l c h e r  B e t r i e b e  wurden d i e  übe r -  

-baubaren F l ä c h e n  i m  Erdgeschoß g r o ß z ü g i g  ausgevfiesen. Es i s t  












































































































































